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(Nr. 1969.) Verordnung zur Ausführung des Patentgeſetzes vom 7. April 1891 und des 
Geſetzes, betreffend den Schutz von Gebrauchsmuſtern, vom 1. Juni 1891. 
Vom 11. Juli 1891. 


Won 
ir Wilhelm „von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König 


7 


von Preußen ac. 0 
kun auf Grund der Veſtimmungen im $. 17 des Patentgeſetzes vom 
4 April 1891 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 79) und im $. 14 des Geſetzes, betreffend 
den Schutz von Gebrauchsmuſtern, vom 1. Juni 1891 (Reichs⸗Geſezbl. S. 290) 
im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths, was folgt: 


I. Patentangelegenheiten. 
F. 1. 
Im Patentamt werden für die Patentanmeldungen vier Abtheilungen ge⸗ 
bildet, welche die Bezeichnung 
Anmeldeabtheilung 

führen und durch den Zuſatz I, II, III, IV unterſchieden werden. 

Der Reichskanzler beſtimmt, für welche Gebiete der Technik eine jede der 
Abtheilungen zuſtändig iſt. 
Zu dem Geſchäftskreis der Anmeldeabtheilungen gehören auch die Beſchlüſſe 
über Eintragungen und Löſchungen in der Patentrolle ($. 19 des Patentgeſetzes) 
für das einer jeden Abtheilung zugewieſene Gebiet der Technik. 


$. 2. 

4 Für Beſchwerden gegen die Beſchlüſſe der Anmeldeabtheilungen und der 
Nichtigkeitsabtheilung ($$. 16, 26 des Patentgeſetzes) werden zwei Abtheilungen 
gebildet, welche die Bezeichnung 
N Beſchwerdeabtheilung 
führen und durch den Zuſatz I und II unterſchieden werden. 
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Die Beſchwerdeabtheilung I ift zuſtändig für Beſchwerden gegen Beſchlüſſe 
der Anmeldeabtheilungen 1 und II, ſowie für Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der 
Nichtigkeitsabtheilung. Die Beſchwerdeabtheilung II iſt zuſtändig für Beſchwerden 
gegen Beſchlüſſe der Anmeldeabtheilungen III und IV. 

Die Beſchwerdeabtheilungen find außerdem, und zwar jede innerhalb des 
durch Abſatz 2 feſtgeſetzten Geſchäftskreiſes, zuſtändig für die vom Patentamt 
abzugebenden Gutachten. 


$. 3. 

Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen mehreren Abtheilungen über die Zu⸗ 
ſtändigkeit werden von dem Präſdenten entſchieden. 

Für Anträge oder Geſuche, welche andere, als die in den 69.1 und 2 
bezeichneten Angelegenheiten betreffen, wird die Zuſtändigkeit von dem Präſidenten 
ite. 

$. 4. 

Die Geſchäftsleitung in den Anmeldeabtheilungen ſteht dem zum Vorſitz 
berufenen rechtskundigen Mitgliede, die Geſchäftsleitung in den Beſchwerde⸗ 
abtheilungen und in der Nichtigkeitsabtheilung dem Präſidenten zu. Ueber die 
Vertretung des Präſidenten im Vorſitz trifft der Reichskanzler Beſtimmung. 


§. 5. 
Die Zuweiſung der Mitglieder an die Abtheilungen erfolgt durch den 
Reichskanzler. e 
Im Falle des Todes, der Erkrankung oder der längeren Abweſenheit eines 
Mitgliedes können in die davon betroffene Abtheilung, ſolange das Bedürfniß 
dieſes erfordert, durch den Präſtdenten Mitglieder anderer Abtheilungen zur Aus. 
hülfe berufen werden. 


§. 6. 

In den Abtheilungen trifft der Vorſitzende die für den Fortgang der Sachen 
erforderlichen Verfügungen. 

In den Anmeldeabtheilungen bezeichnet er für jede Klaſſe der Anmeldungen 
im Voraus das Mitglied, welchem die Vorprüfung ($. 21 des Patentgeſetzes) 
obliegt, ſowie einen weiteren Berichterſtatter für das Verfahren nach Erlaß des 
Vorbeſcheides. 

In den Beſchwerdeabtheilungen und in der Nichtigkeitsabtheilung bezeichnet 
der Präſident für jede Klaſſe im Voraus zwei Berichterſtatter. 

An Stelle der hiernach berufenen Mitglieder können für den einzelnen Fall 
andere Berichterſtatter bezeichnet werden. 

Die Berichterſtatter halten den mündlichen Vortrag in der Sitzung und 
entwerfen alle Beſchlüſſe und Entſcheidungen. Der Vorfikende prüft die Got, 
Re ſtellt fie feſt. Ueber fachliche Meinungsverſchiedenheiten beſchließt die 

eilung. 
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In den Anmeldeabtheilungen bedarf es der Berathung und Abſtimmung 
in einer Sitzung für Beſchlüſſe über die Bekanntmachung der Anmeldung, ſowie 
für Beſchlüſſe, durch welche die Anmeldung oder ein Einſpruch ganz oder theil⸗ 
weiſe zurückgewieſen wird. | 

Für die Beſchlüſſe der Beſchwerdeabtheilungen, durch welche eine auf Grund 
des $ 16 des Patentgeſetzes erhobene Beſchwerde erledigt wird, ſowie für die 
nach $$. 26, 29 und 30 des Patentgeſetzes ergehenden Entſcheidungen der Be⸗ 
ſchwerdeabtheilungen und der Nichtigkeitsabtheilung bedarf es der Berathung und 
Abſtimmung in einer Sitzung. An den Entſcheidungen nehmen außer dem 
Präſidenten und dem weiteren rechtskundigen Mitgliede die beiden für die Sache 


beſtellten Berichterſtatter und ein drittes von dem Präſidenten vorher beſtimmtes 
techniſches Mitglied theil. 


6. 8. 
Bei den Abſtimmungen entſcheidet die abſolute Mehrheit der Stimmen, 
bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden. 
Ilt eine Anhörung der Betheiligten (Patentgeſetz $. 25, $. 26 Abſatz 3, 
$. 30 Abſatz 2) vorhergegangen, fo kann ein Mitglied, welches hierbei nicht zu⸗ 
gegen geweſen iſt, an der Abſtimmung nicht theilnehmen. 


$. 9. e 
Dem Präſidenten liegt es ob, auf eine gleichmäßige Behandlung der 
Geſchäfte und auf die Beobachtung gleicher Grundſätze hinzuwirken. Zu dieſem 
Behufe iſt er befugt, den Berathungen aller Abtheilungen beizuwohnen, auch 
ſämmtliche Mitglieder zu Plenarverſammlungen zu vereinigen und die Berathung 
des Plenums über die von ihm vorgelegten Fragen herbeizuführen. 


$. 10. 

Die Sitzungen der Abtheilungen finden der Regel nach an beſtimmten 
Tagen und zu beſtimmten Stunden ſtatt. Die Verfügung darüber ſteht dem 
Präſidenten zu. 

§. 11. n 
Die Ausfertigungen der Beſchlüſſe und Entſcheidungen der Abtheilungen 
erhalten die Unterſchrift: 
Kaiſerliches Patentamt 
und zuſätzlich die vorſchriftsmäßige Bezeichnung der Abtheilung. 
N F. 12. 
Für das Zuſtellungsweſen gelten folgende Vorſchriften: 
1. Zuſtellungen, welche den Lauf der im € 26 Abſatz 1 des Patentgeſetzes 


bezeichneten Friſt bedingen, ſowie Zuſtellungen in dem Verfahren vor 
KEN 
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der Nichtigkeitsabtheilung erfolgen durch die Poſt. Auf dieſe Ou. 
ſtellungen finden die Vorſchriften der Civilprozeßordnung mit nach⸗ 
ſtehenden Maßgaben Anwendung. 

Der vom Präſidenten beſtimmte Beamte trägt für die Bewirkung 
der Zuftellung Sorge und beglaubigt die zu übergebenden Abſchriften. 
Er übergiebt die Schriftſtücke in einem verſchloſſenen „mit der Adreſſe 
der Perſon, an welche zugeſtellt werden ſoll, ſowie mit der Geſchäfts⸗ 
nummer verſehenen Briefumſchlag der Poſt zur Zuſtellung. Auf den 
Briefumſchlag wird der Vermerk geſetzt: „Vereinfachte Zuſtellung. “. 
Eine Beſcheinigung der Uebergabe an die Poſt (Civilprozeßordnung 
$$. 177, 179) iſt nicht erforderlich. 

Die von dem Poſtboten aufzunehinende Zuſtellungsurkunde muß 
die Adreſſe und die Geſchäftsnummer des Briefes, den Ort und die 
Zeit der Zuſtellung, ſowie die Perſon, welcher zugeſtellt iſt, und wenn 
die Zuſtellung nicht an den Adreſſaten perſönlich erfolgt iſt, den Grund 
hiervon angeben. Die Urkunde iſt von dem Poſtboten zu unterſchreiben. 
Abſchrift der Zuſtellungsurkunde wird nicht übergeben. Der Tag der 
Zuſtellung iſt von dem Poſtboten auf dem Briefumſchlag zu vermerken. 

2. Zuftellungen, welche den Lauf ſonſtiger Friſten bedingen, erfolgen mittelft 
eingeſchriebenen Briefes. 

Kann in den Fällen der Nr. 1 und 2 eine Zuſtellung im In⸗ 
lande nicht erfolgen, fo wird fie durch Aufgabe zur Poſt nach Maß. 
gabe der $$. 161, 175 der Civilprozeßordnung bewirkt. 


$. 13. 


Zeugen und Sachverſtändige erhalten Gebühren nach Maßgabe der Ge⸗ 
bührenordnung vom 30. Juni 1878 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 173). 


$. 14. 


Zu den Koſten des Verfahrens, über welche das Patentamt nach $. 26 
Abſatz 5 und $. 31 des Patentgeſetzes zu beſtimmen hat, gehören außer den aus 
der Kaſſe des Patentamts beſtrittenen Auslagen diejenigen den Betheiligten ep 
wachſenen Koſten, welche nach freiem Ermeſſen des Patentamts zur zweckent⸗ 
ſprechenden Wahrung der Anſprüche und Rechte nothwendig waren. 


$. 15. 

Iſt eine Patentgebühr ($. 8 Abſatz 2 des Patentgeſetzes) nicht innerhalb 
ſechs Wochen nach der Fälligkeit entrichtet, ſo benachrichtigt das Patentamt hier⸗ 
von den Patentinhaber. 

Aus dem Umſtande, daß der Patentinhaber eine Benachrichtigung nicht 
erhält, erwachſen Rechtsfolgen nicht. 
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§. 16. 

Die Orte außerhalb Berlins, an welchen eine Auslegung der Patent⸗ 
anmeldungen erfolgen ſoll, ſowie die Art und Zeitdauer dieſer Auslegung werden 
vom Reichskanzler bezeichnet. Wenn eine Auslegung an dieſen Orten unterbleibt, 
ſo wird dadurch ein Mangel des Verfahrens nicht begründet. 


KT 
Der Präſident verfügt im Einvernehmen mit der für die Anmeldung zu- 
ſtändigen Abtheilung über Modelle und Proben, deren Rückgabe nicht binnen 
ſechs Monaten nach endgültiger Abweiſung der Anmeldung oder nach der Be⸗ 
kanntmachung von der Ertheilung des Patents ($. 27 Abſatz 1 des Patentgeſetzes) 
beantragt iſt. 
45 . 18. 
Soweit für Patentangelegenheiten aus der Zeit vor dem 1. Oktober 1891 


e erforderlich ſind, werden dieſelben vom Reichskanzler 
erlaffen. 


II. Angelegenheiten des Gebrauchsmuſterſchutzes. 


se 
Für Anträge in Sachen des Schutzes von Gebrauchsmuſtern wird in dem 
Patentamt eine beſondere Anmeldeſtelle errichtet. 
Die Leitung dieſer Stelle liegt einem von dem Reichskanzler bezeichneten 
rechtskundigen Mitgliede ob. 
Im Falle einer Verhinderung dieſes Mitgliedes kann der Präſident einem 
anderen rechtskundigen Mitgliede die Vertretung übertragen. 


§. 20. 
Die Verfügungen der Anmeldeſtelle erhalten die Unterſchrift: 
Kaiſerliches Patentamt, 
Anmeldeſtelle für Gebrauchsmuſter. 


§. 21. 
Ueber Vorſtellungen gegen die Verfügung der Anmeldeſtelle befindet der 
Präſident. 
Bu 
Aenderungen in der Perſon des Eingetragenen oder des nach $. 13 
Abſatz 2 des Geſetzes vom 1. Juni 1891 beſtellten Vertreters, welche in der 
Rolle vermerkt werden ſollen, find in beweiſender Form zur Kenntniß des Patent⸗ 
amts zu bringen. 
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F. 23. 


Nach der Eintragung in der Rolle erhält der Eingetragene eine Aus⸗ 
fertigung des Eintragungsvermerks. 


F. 24. 
Der Präſident verfügt über Modelle, deren Rückgabe nicht binnen vier 
Jahren nach Ablauf der Schutzfriſt beantragt wird. 


III. Gemeinſchaftliche Beſtimmungen. 


F. 25. 
Die Einrichtung der Büteaus, die Verwaltung der Kaſſe, der Bibliothek 
und der Sammlungen werden durch den Präſidenten geordnet. Der Präſident 
erläßt die erforderlichen Geſchäftsanweiſungen. 


$. 26. 


Die Leitung und Beaufſichtigung des geſammten Geſchäftsbetriebes ſteht 
dem Präſidenten zu. Er verfügt in allen Verwaltungsangelegenheiten. 


$. 27. 

Sämmtliche eingehende Geſchäftsſachen werden, ohne Rückſicht auf ihren 
verſchiedenen Inhalt, nach der Zeit ihres Eingangs mit einer laufenden Nummer, 
als Geſchäftsnummer, und mit dem Datum bezeichnet. 

Geſchäftsſachen, welche während der Dienſtſtunden eingehen, ſind alsbald, 
andere Geſchäftsſachen bei dem Wiederbeginn der Dienſtſtunden von dem dazu 
beſtimmten Beamten hiernach zu bezeichnen. Wenn die Reihe des Eingangs nicht 
feſtſteht, fo find fie nach der Reihe, in welcher fie von dem Beamten übernommen 
werden mit der Bezeichnung zu verſehen. 

Von zwei an demſelben Tage an das Patentamt gelangten Geſchäftsſachen 
gilt diejenige als fpäter eingegangen, welche die höhere Geſchäftsnummer trägt. 


§. 28. 

Vertreter in Patentangelegenheiten und in Angelegenheiten des Gebrauchs⸗ 
muſterſchutzes haben dem Patentamt gegenüber ihre Bevollmächtigung durch eine 
Vollmacht nachzuweiſen. 

Die Vollmachten müſſen auf prozeßfähige, mit ihrem bürgerlichen Namen 
bezeichnete Perſonen lauten. 

Sind mehrere Perſonen bevollmächtigt, ſo gelten dieſelben für befugt, ſo⸗ 
wohl gemeinſchaftlich als auch einzeln die Vertretung wahrzunehmen. Eine ab⸗ 
weichende Beſtimmung dürfen die Vollmachten nicht enthalten. 
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§. 29. 


Das Patentamt kann nach ſeinem Ermeſſen von den bei ihm beruhenden 
Eingaben und Verhandlungen, ſoweit die Einficht in dieſelben geſetzlich nicht be⸗ 
Ke iſt, an jedermann Abſchriften und Auszüge gegen Einzahlung der Koſten 
ertheilen. 


$. 30. 
Das Siegel des Patentamts enthält in der Mitte den Reichsadler und in 


der Umſchrift die Worte „Kaiſerliches Patentamt“. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigen ändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. Höchſteigenhändig rſchrift g 


Gegeben Buckingham Palace London „den 11. Juli 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 
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(Nr. 1970.) Uebereinkommen zwiſchen dem Deutſchen Reich und den Niederlanden zum Schutze 


verkuppelter weiblicher Perſonen. 


Le Gouvernement d' Allemagne et 
le Gouvernement des Pays-Bas de- 
sirant prendre de commun accord 
des mesures de protection concernant 
certaines categories de prostitudes, 
les soussignés, Envoye Extraordinaire 
et Ministre Plenipotentiaire de Sa 
Maj este l’Empereur d' Allemagne, 
Roi de Prusse, et Ministre des 
Affaires Etrangères de Sa Majeste 
le Roi des Pays-Bas, sont, par la 
presente deelaration, convenus de 
ce qui suit: 


Arrıcıe I. 

Le Gouvernement d’Allemagne et 
le Gouvernement des Pays-Bas 
s'engagent & concourir, dans les 
limites légales, à ce que les femmes 
et les filles, appartenant à Tun des 
deux pays et qui se livrent dans 
Tautre & la prostitution, soient sou- 
mises à un interrogatoire, afin de 
constater don elles viennent et qui 
les a determineess A quitter leur 


pays. 


Les procès-verbaux dresses à ce 
sujet seront communiqués aux au- 
torites du pays auquel les dites 
femmes et filles appartiennent. 


ARTICLE 2. 


Les Parties contractantes S enga- 
gent également à concourir, autant 


Vom 15. November 1889. 
Ueberſetzung. 


Nachdem die Regierung Seiner Majeſtät 
des Deutſchen Kaiſers, Königs von 
Preußen, und die Königlich niederlän⸗ 
diſche Regierung ſich in dem Wunſche 
geeinigt haben, in Betreff gewiſſer Klaſſen 
von Perſonen, welche der Unzucht preis⸗ 
gegeben ſind, gemeinſame Schutzmaß⸗ 
regeln zu ergreifen, haben die Unter⸗ 
zeichneten, der außerordentliche Geſandte 
und bevollmächtigte Miniſter Seiner 
Majeſtät des Deutſchen Kaiſers, Königs 
von Preußen, und der Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten Seiner 
Majeſtät des Königs der Niederlande, 
mittelſt der gegenwärtigen Erklärung 
vereinbart, was folgt: 


Arbe 3. 

Die Regierung Seiner Majeſtät des 
Deutſchen Kaiſers, Königs von Preußen, 
und die Königlich niederländiſche Re— 
gierung verpflichten ſich, innerhalb der 
geſetzlichen Grenzen dahin zu wirken, daß 
die Frauen und Mädchen, welche An⸗ 
gehörige eines der beiden vertragſchließen⸗ 
den Länder ſind und ſich in dem anderen 
Lande der Unzucht hingeben, einem Ver⸗ 
hör zu dem Zweck unterworfen werden, 
um feſtzuſtellen, woher ſie kommen und 
wer ſie beſtimmt hat, ihr Heimathland 
zu verlaſſen. 

Die hierüber aufgenommenen Ver⸗ 
handlungen ſollen den Behörden des 
Landes, deſſen Angehörige die gedachten 
Frauen und Mädchen ſind, mitgetheilt 
werden. 

Artikel 2. 

Ebenſo verpflichten ſich die vertrag⸗— 

ſchließenden Theile, innerhalb der geſetz— 


que possible, dans les limites lé- 
gales, à ce que celles de ces femmes 
et filles qui contre leur volonté se- 
raient reduites à se livrer & la. pro- 
stitution, soient, sur leur demande, 
ou sur la demande des personnes 
ayant autorite sur elles, renvoyees 
du pays, oü elles se trouvent, et 
conduites à la frontiere de leur 
pays natal. 


ARTICLE 3. 


Les Parties contractantes senga- 
gent en outre A preter leur con- 
cours, autant que possible, dans 
les limites légales, pour que les 
Res, engere „mineures Belt: les 
lois de leur Pays, qui se livrent de 
leur propre gré à la prostitution 
dans autre pays, soient, sur la 
demande de leurs parents ou tu- 
teurs, renvoyées dans leur pays 
d’origine. 


ARTICLE 4. 


Avant d'effectuer le renvoi d'une 
des personnes mentionnees dans les 
articles 2 et 3, l’administration qui 
en est chargée, adressera par l’inter- 
mediaire des autorites du pays 
auquel la personne en question 
appartient, un avis aux personnes 
qui ont autorite sur celle-ei, indi- 
Quant la date à laquelle le renvoi 
aura lieu et la localite vers laquelle 
la femme ou fille sera dirigee. 


ARTICLE 5. 

La correspondance entre les auto- 
rites des deux pays relative à ce 
renvoi se fera, autant que possible, 
par voie directe. 

Reichs Geſehbl. 1891. 
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lichen Grenzen nach Möglichkeit dahin 
zu wirken, daß diejenigen unter dieſen 
Frauen und Mädchen, welche gegen 
ihren Willen genöthigt werden, ſich der 
Unzuchr hinzugeben, auf ihren Antrag 
oder auf den Antrag derjenigen Per⸗ 
ſonen, unter deren Gewalt ſie ſtehen, 
aus dem Lande, in dem ſie ſich befinden, 
fortgeſchafft und bis an die Grenze ihres 
Heimathlandes gebracht werden. 


Artikel 3. 


Ferner verpflichten ſich die vertrag⸗ 
ſchließenden Theile, innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Grenzen nach Möglichkeit dahin 
zu wirken, daß die nach den Geſetzen 
ihres Heimathlandes noch minder⸗ 
jährigen Mädchen, welche ſich in dem 
anderen Lande freiwillig der Unzucht 
hingeben, auf den Antrag ihrer Eltern 
oder Vormünder nach ihrem Heimath⸗ 
lande heimgeſchafft werden. ? 


Artikel 4. 

Vor Ausführung der Heimſchaffung 
einer der in Artikel 2 und 3 erwähnten 
Perſonen ſoll die dazu berufene Verwal⸗ 
tungsbehörde durch Vermittelung der 
Heimathbehörden der betreffenden Perſon 
an diejenigen, in deren Gewalt die erſtere 
ſteht, eine Benachrichtigung gelangen 
laſſen, in welcher der Tag der Heim⸗ 
ſchaffung und der Ort bezeichnet iſt, wohin 
die Frau oder das Mädchen gebracht 
werden wird. 


Artikel 5. 

Der auf die Heimſchaffung bezügliche 
Schriftwechſel zwiſchen den Behörden 
der beiden Länder ſoll ſoviel als mög⸗ 
lich auf direktem Wege erfolgen. 

60 


ARTICLE 6. 


Dans les cas ou les frais, ocea- 
sionnés par lentretien et le renvoi 
qusqu la frontiere de ces femmes 
et filles, ne pourront étre rembourses 
par les femmes et filles elles-m&mes 
ou par leurs maris, parents ou 
tuteurs, ils resteront à la charge 
de Etat qui a effectué le renvoi. 


ARTICLE 7. 


La presente deelaration sera ra- 
tifiee et les ratifications en seront 
echangees à la Haye aussitöt que 
faire se pourra. 

En foi de quoi, les soussignes 
ont dresse la presente deelaration 


du Us ont revétue du cachet de 
leurs armes. 


Fait, en double, à la Haye, le 
15 Novembre 1889. 


Hartsen. 
(L. S.) 


Baron Saurma. 
(. S.) 


Das vorftebende Uebereinkommen iſt ratifizirt worden. 


der Ratifikations⸗Urkunden 
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Artikel 6. 


In den Fällen, in denen die Koſten, 
welche durch den Unterhalt und die 
Heimſchaffung der gedachten Frauen und 
Mädchen bis zur Grenze verurſacht 
worden ſind, durch dieſe Frauen und 
Mädchen ſelbſt oder durch deren Ehe⸗ 
männer, Eltern oder Vormünder nicht 
erſtattet werden können, ſollen dieſelben 
dem Lande zur Laſt fallen, welches die 
Heimſchaffung bewirkt hat. 


Artikel 7. 

Die gegenwärtige Erklärung wird rati⸗ 
It und die bezüglichen Ratifikations⸗ 
Urkunden werden im Haag ſobald aks 
möglich ausgewechſelt werden. 


Deſſen zu Urkund haben die Unter, 
zeichneten die gegenwärtige Erklärung 
vollzogen und mit ihrem Siegel verſehen. 


Geſchehen im Haag, in doppelter 
Ausfertigung, den 15. November 1889. 


Der Austauſch 


hat am 3. Juni 1891 im Haag ſtattgefunden, wobei 
das Einverſtändniß der vertragſchließenden Theile 


damit feſtgeſtellt worden iſt, 


daß dieſelben ſich das Recht vorbehalten, das vorſtehende Uebereinkommen mit 


ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
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